
 
 

Bebauungsplan 
 

 

  
„Meistersteig,  
1. Änderung und Erweiterung“ 
 
Textliche Festsetzungen 
Örtliche Bauvorschriften 
 

ENTWURF 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Stadt Tettnang, Bebauungsplan „Meistersteig, 1. Änderung und Erweiterung“  

Textliche Festsetzungen ENTWURF  07.10.2020 

 

2 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Stand: 07. Oktober 2020 

 

Erarbeitet durch: 

 
 
WICK + PARTNER 
ARCHITEKTEN STADTPLANER PARTNERSCHAFT mbB 
Gähkopf 18 • 70192 Stuttgart 
www.wick-partner.de 
info@wick-partner.de 

 
  



Stadt Tettnang, Bebauungsplan „Meistersteig, 1. Änderung und Erweiterung“  

Textliche Festsetzungen ENTWURF  07.10.2020 

 

3 

I. Allgemeine Angaben 

Sämtliche innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans bisher bestehen-
den planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen, sowie frühere baupolizeiliche Vor-
schriften werden aufgehoben. 

Im Geltungsbereich gilt, soweit durch Zeichnung, Farbe und Schrift nichts anderes festgesetzt 
ist, folgendes: 

 

Il. Geltungsbereich 

 

Stadt Tettnang: „Meistersteig, 1. Änderung und Erweiterung“ 

 

IIl.  Rechtliche Grundlagen 

 

Der Bebauungsplan und die Satzung über örtliche Bauvorschriften enthalten Festsetzungen 
nach: 

• Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 
(BGBl. I S. 3634), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08. August 2020 (BGBl. I S. 
1728) geändert worden ist 

• Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. No-
vember 2017 (BGBl. I S. 3786) 

• Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zu-
letzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) geändert worden 
ist  

• Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) Vom 5. März 2010 (GBl. Nr. 7, S. 
358) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Juli 2019 (GBl. Nr. 16, S. 
313) in Kraft getreten am 1. August 2019 
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A  Planungsrechtliche Festsetzungen 
 

1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

1.1 Allgemeines Wohngebiet – WA (§ 4 BauNVO) 

Zulässig sind:  

• Wohngebäude, 

• die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften 
sowie nicht störende Handwerksbetriebe, 

• Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

Ausnahmsweise können zugelassen werden: 

• Anlagen für Verwaltungen 

Werbeanlagen als eigenständige Hauptnutzung (Fremdwerbung) sind unter den Vorausset-
zungen des § 1 Abs. 9 i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO unzulässig. 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO sind die weiteren Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 BauNVO 
nicht zulässig (Nr. 1 Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Nr. 2 sonstige nicht störende Ge-
werbebetriebe, Nr. 4 Gartenbaubetriebe, Nr. 5 Tankstellen). 

 

2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 16 – 21a BauNVO) 

Das Maß der baulichen Nutzung wird gemäß den Eintragungen durch folgende Festsetzungen 
festgesetzt: 

2.1 Größe der Grundflächen (§ 16 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO) 

– Siehe Planeinschrieb –  

Es werden für die jeweiligen Teilbereiche A bis E maximale Grundflächen je Gebäude festge-
setzt: 

Teilbereiche Grundflächen je Gebäude  

A, B 160 m2 

C 200 m2 

D, E 300 m2 

 

  



Stadt Tettnang, Bebauungsplan „Meistersteig, 1. Änderung und Erweiterung“  

Textliche Festsetzungen ENTWURF  07.10.2020 

 

5 

2.2 Zulässige Grundflächenzahl (GRZ) (§ 16 Abs. 5, § 19 BauNVO) 

– Siehe Planeinschrieb –  

Folgende maximale Grundflächenzahlen gelten für die jeweiligen Teilbereiche A bis E für bau-
liche Anlagen die Gebäude sind: 

Teilbereiche Grundflächenzahl - GRZ  

A, C, D 0,35 

B 0,30 

E 0,40 

Für Teile baulicher Anlagen unterschiedlich festgesetzte GRZ nach § 16 Abs. 5 BauNVO 

Für bauliche Anlagen oberhalb der Geländeoberfläche, die keine Gebäude sind, aber unmit-
telbar mit dem Gebäude verbunden sind, oder an dieses anschließen, ist eine zusätzliche 
Grundflächenzahl von 0,10 zulässig (z. B. Terrassen, Balkone o.ä.). 

Überschreitung der zulässigen Grundflächenzahl nach § 19 Abs. 4 BauNVO 

Die zulässige Grundfläche mit Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen 
im Sinne des § 14 BauNVO sowie bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch 
die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, darf in den Bereichen C, D und E bis zu einer 
Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 überschritten werden. 

2.3 Höhenlage der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 3 i.V.m. § 18 BauNVO) 

– Siehe Planeinschrieb –  

Der Bezugspunkt der Höhenlage von baulichen Anlagen ist die Erdgeschossfußbodenhöhe. 
Die Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) ist durch Planeintrag in absoluten Maßen in m. ü. NN. 
festgesetzt. Die festgesetzte Höhe darf um +/- 0,50 m über-/oder unterschritten werden. Als 
Erdgeschossfußbodenhöhe gilt die Fertigfußbodenhöhe. 

2.4 Höhe der baulichen Anlagen  
                                             (§ 9 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO und § 18 BauNVO) 

Die Wandhöhe (WH) wird wie folgt definiert: 

Als Wandhöhe gilt das senkrechte Maß von der tatsächlichen Erdgeschossfußbodenhöhe 
(EFH) bis zum Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut. 

Die Gebäudehöhe (GH) wird wie folgt definiert: 

Als Gebäudehöhe gilt das senkrechte Maß von der tatsächlichen Erdgeschossfußbodenhöhe 
(EFH) bis zum höchsten Punkt der baulichen Anlage (Dachfirst).  

2.5 mHb – mit Höhenbegrenzungen in den jeweiligen Bereichen 

– Siehe Planeinschrieb –  

 
Teilbereiche Höhenbegrenzungen  

 WH GH 

A, C, D, E max. 6,75 m max. 11,75 m 

B max. 4,50 m max. 10,50 m 
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3 Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 Abs. 2, 4 BauNVO) 

– Siehe Planeinschrieb –  

Gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO wird für die Teilbereiche A, B, C, D und E festgesetzt, dass nur 
Einzelhäuser und Doppelhäuser als Hausformen zulässig sind. 

a:  Festgesetzt wird eine abweichende von der offenen Bauweise gem. § 22 Abs. 4 BauNVO.  

In den jeweiligen Teilbereichen werden abweichend von der offenen Bauweise folgende Be-
grenzungen für Gebäudelängen festgesetzt: 

Teilbereiche Begrenzung der Gebäudelängen  

 Freistehendes  
Einzelhaus 

Zusammenhängendes Doppelhaus in 
der gesamten Länge 

A, B, C 16,0 m 20,0 m 

D 32,0 m 20,0 m 

E 25,0 m 25,0 m 

Die Gebäudelänge beschreibt dabei die Länge des Gebäudes in der Richtung, in der auch der 
seitliche Grenzabstand gemessen wird. Bei Eckgrundstücken ist die heranzuziehende Rich-
tung frei wählbar. 

 

4 Stellung der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

– Siehe Planeinschrieb – 

Die Außenwände der Gebäude stehen parallel oder senkrecht zu den straßenzugewandten 
Baugrenzen des Grundstücks, außer der Bebauungsplan setzt etwas anderes durch Rich-
tungspfeile fest.  

Bei Grundstücken die von mehreren straßenzugewandten Baugrenzen umschlossen sind, ist 
die Ausrichtung der Außenwände der Gebäude parallel oder senkrecht an der Baugrenze 
auszurichten, die die Bezeichnung der Gebäude bestimmt (Adressbildung), außer der Bebau-
ungsplan setzt etwas anderes durch Richtungspfeile fest. 

Bei bogenförmigen Baugrenzen richten sich die Baukörper an innerhalb des Grundstücks lie-
genden Tangenten dieser bogenförmigen Baugrenzen aus. 

Die Stellung der baulichen Anlagen gemäß der zeichnerischen Festsetzung bzw. gemäß der 
textlichen Festsetzung gilt nicht für Nebengebäude. 

 

5 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO) 

– Siehe Planeinschrieb –  

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden entsprechend den Eintragungen in der Plan-
zeichnung durch Baugrenzen festgesetzt.  

 

6 Nicht überbaubare Grundstücksflächen: Vorgartenzone (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

– Siehe Planeinschrieb –  

Es wird eine Vorgartenzone festgesetzt die grundsätzlich nicht überbaut werden darf.  
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7 Flächen für Nebenanlagen, Garagen und Carports, Stellplätze und Tiefgaragen 
                                          (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 22 BauGB i.V.m. § 12, 14 und 23 BauNVO) 

7.1 Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. §§ 14 und 23 BauNVO) 

Innerhalb der überbaubaren Flächen sind Nebenanlagen allgemein zulässig. In der Vorgar-
tenzone ist die Größe für Nebenanlagen pro Gebäudeeinheit auf insgesamt 10 m2 und 1,40 m 
Höhe begrenzt.  

Mobilfunk-Sendeanlagen und Anlagen zur Nutzung von Windenergie (sog. Kleinwindanlagen) 
im Sinne des § 14 Absatz 2 BauNVO (i.V.m . § 1 Abs. 6 und Abs. 9 BauNVO) sind auf den 
Baugrundstücken unzulässig. 

Gemäß § 14 Abs. 1 und 3 BauNVO werden untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen 
für die Kleintiererhaltungszucht im gesamten Geltungsbereich ausgeschlossen.  

7.2 Garagen und Carports 

Garagen und Carports dürfen nur innerhalb der Baugrenzen in den überbaubaren Flächen er-
richtet werden. 

7.3 Stellplätze 

Offene Stellplätze sind innerhalb der überbaubaren Flächen und in der Vorgartenzone zuläs-
sig. In der Vorgartenzone ist ihre Anzahl auf maximal zwei je Gebäude begrenzt.  

Abstellplätze für Boote, Wohnwagen und/oder Mobilheime sind außerhalb der überbaubaren 
Fläche nicht zulässig. 

7.4 Tiefgaragen 

Tiefgaragen sind unterhalb der natürlichen Geländeoberfläche innerhalb des gesamten Bau-
gebiets zulässig. Die Zufahrten von Tiefgargen müssen eine vorgelagerte Mindestaufstellflä-
che, gemessen von der Straßenhinterkante, von 5,0 m aufweisen. Überdachte Zufahrtsram-
pen sind nur innerhalb der Baugrenzen zulässig. Nicht überbaute Tiefgaragenflächen sind mit 
mindestens 0,80 m Erdüberdeckung auszuführen.  

 

8 Höchstzulässige Anzahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

– Siehe Planeinschrieb –  

In den jeweiligen Baugebieten wird die höchstzulässige Anzahl an Wohneinheiten in Wohnge-
bäuden je Gebäudeeinheit wie folgt festgesetzt: 

Teilbereiche Höchstzulässige Anzahl an Wohneinheiten (WE) 

 Je freistehendes  
Einzelhaus Je Doppelhaushälfte 

A, B max. 4 WE max. 2 WE 

C max. 5 WE max. 2 WE 

E max. 8 WE max. 4 WE 

 

9 Flächen die von der Bebauung freizuhalten sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB) 

Bei Grundstücksausfahrten sind Sichtfelder nach der „RASt 06“ freizuhalten von Sichtbehinde-
rungen von 0,60 m über der Oberkante des Geländes. Die Berücksichtigung dieser Festset-
zung ist in den Bauanträgen zu belegen. 
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10 Öffentliche Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

– Siehe Planeinschrieb –  

10.1 Aufteilung der Verkehrsflächen 

Die im zeichnerischen Teil dargestellte Aufteilung innerhalb der öffentlichen Verkehrsfläche ist 
nicht Gegenstand der Festsetzung. 

10.2 Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung - öffentlicher Fußweg - 

Innerhalb des Plangebietes werden öffentliche Fußwege als Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung festgesetzt. 

 

11 Öffentliche Grünfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

– Siehe Planeinschrieb –  

Die im Plan als öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Quartiersgrün“ gekenn-
zeichnete Fläche ist dauerhaft zu erhalten und zu pflegen.  

 

12 Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB) 

Die natürliche Höhenlage der Grundstücke und Gartenfläche ist zu erhalten. Sind Gelände-
veränderungen (Aufschüttungen und Abgrabungen) zur funktionalen Erschließung notwendig, 
sind sie nur in dem Maße zulässig, wie sie minimal erforderlich sind. Innerhalb der überbauba-
ren Grundstücksflächen sind Abgrabungen und Aufschüttungen gegenüber dem natürlichen 
Geländeverlauf jeweils nur auf der Seite einer Außenwand zulässig. Geländeveränderungen 
sind nur im direkten Anschluss an das Gebäude zulässig. 

Zu Nachbargrenzen und zum öffentlichen Erschließungsraum hin sind die Grundstücksflächen 
maximal im Verhältnis h:l = 1:1,5 abzuböschen. Abgrabungen und Aufschüttungen sind bis zu 
einer Höhe von maximal 1,0 m begrenzt. 

 

13 Mit Rechten zu belastende Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)  

13.1 Gehrecht (Gr), Leitungsrecht (Lr) 

– Siehe Planeinschrieb –  

Gr Innerhalb des Plangebiets wird ein Gehrecht zugunsten der Allgemeinheit  
festgesetzt. Eine Überbauung bzw. Bepflanzung mit Gehölzen ist nicht zulässig. Die 
Zugänglichkeit muss jederzeit sichergestellt sein. 

 

Lr Innerhalb des Plangebiets wird ein Leitungsrecht zugunsten der jeweiligen Leitungs- 
träger festgesetzt. Eine Überbauung bzw. Bepflanzung mit Gehölzen ist nicht zulässig. 
Die Zugänglichkeit muss jederzeit sichergestellt sein. 
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14 Pflanzgebote zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

14.1 Allgemeines Pflanzgebot 

Pro angefangene 400 m2 Grundstücksfläche ist mindestens ein standortgerechter Laubbaum 
als Solitär zu pflanzen. Für das Pflanzgebot sind standortgerechte Laubbäume der Artenver-
wendungsliste unter Anhang C der Wuchsform II. oder I. Ordnung zu pflanzen. Invasive Arten 
sind unzulässig (siehe Bundesamt für Naturschutz – Neobiota).  

Die Laubbäume müssen folgende Mindestqualität aufweisen:  

• Solitärbaum, Stammumfang >= 20-25 cm gemessen in 100 cm über Erdboden 

Die gepflanzten Bäume sind dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. Um den Bereich der 
Baumstandorte ist eine Fläche von mind. 25 m2 mit einer regen- und luftdurchlässigen Ober-
fläche vorzusehen. Der Abstand von Ver- und Entsorgungsleitungen zum Baumstammmittel-
punkt muss mindestens 2,50 m betragen. Bei geringeren Abständen sind Vorkehrungen 
(Rohrummantelung, humusfreier Mineralboden) zum Schutz vor Baumwurzeln erforderlich. 

Bei der Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Bäume können vorhandene Bäume einge-
rechnet werden, sofern sie den oben genannten Anforderungen an Art und Qualität entspre-
chen. Vorhandene Bäume, die den genannten Anforderungen an Art und Qualität entspre-
chen, können hingegen nicht auf das Pflanzgebot unter 14.2 angerechnet werden. 

Bei Abgang der Bäume, sind diese entsprechend der Artenverwendungsliste unter Anhang C 
gleichwertig entsprechend ihrer Wuchsform als Solitärbaum auf dem selben Grundstück zu 
ersetzen. Der Mindeststammumfang der Ersatzpflanzung beträgt 20-25 cm. Die Verpflichtung 
zur Ersatzpflanzung gilt erst dann als erfüllt, wenn der Baum zu Beginn der Pflanzperiode 
nach Ablauf von 5 Jahren nach der Pflanzung angewachsen ist. Ist dies nicht der Fall, muss 
erneut eine Ersatzpflanzung erbracht werden. 

Nicht versiegelte Flächen sind gärtnerisch als Ansaat und Pflanzflächen anzulegen, zu gestal-
ten und dauerhaft zu unterhalten. Das Anlegen von Schottergärten oder Steinöden ist nicht 
zulässig. Klassische Steingärten, die einen Deckungsgrad der Bepflanzung mit Steingarten-
pflanzen über 70 % aufweisen und wasserdurchlässig sind, sind hingegen zulässig.  

 

14.2 Pflanzgebot innerhalb der Vorgartenzone 

In der Vorgartenzone ist je Grundstück mindestens ein standortgerechter Laubbaum als Soli-
tärbaum der Wuchsform II. oder I. Ordnung zu pflanzen. Die gepflanzten Bäume sind dauer-
haft zu pflegen und zu erhalten. Um den Bereich der Baumstandorte ist eine Fläche von mind. 
25 m2 mit einer regen- und luftdurchlässigen Oberfläche vorzusehen. Der Abstand von Ver- 
und Entsorgungsleitungen zum Baumstammmittelpunkt muss mindestens 2,50 m betragen. 
Bei geringeren Abständen sind Vorkehrungen (Rohrummantelung, humusfreier Mineralboden) 
zum Schutz vor Baumwurzeln erforderlich. 

Die Laubbäume müssen folgende Mindestqualität aufweisen:  

• Solitärbaum, Stammumfang >= 20-25 cm gemessen in 100 cm über Erdboden 

Bei der Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Bäume können vorhandene Bäume die sich in 
der Vorgartenzone befinden eingerechnet werden, sofern sie den oben genannten Anforde-
rungen an Art und Qualität entsprechen. Vorhandene Bäume, die den genannten Anforderun-
gen an Art und Qualität entsprechen, können hingegen nicht auf das Pflanzgebot unter 14.1 
angerechnet werden. 

Bei Abgang der Bäume, sind diese entsprechend der Artenverwendungsliste unter Anhang C 
gleichwertig entsprechend ihrer Wuchsform als Solitärbaum auf dem selben Grundstück in-
nerhalb der Vorgartenzone zu ersetzen. Der Mindeststammumfang der Ersatzpflanzung be-
trägt 20-25 cm. Die Verpflichtung zur Ersatzpflanzung gilt erst dann als erfüllt, wenn der Baum 
zu Beginn der Pflanzperiode nach Ablauf von 5 Jahren nach der Pflanzung angewachsen ist. 
Ist dies nicht der Fall, muss erneut eine Ersatzpflanzung erbracht werden. 
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14.3 Pflanzgebot zur Begrünung von Garagen und Tiefgaragen  

Die Flachdächer von Garagen sowie überdachte Tiefgaragenzufahrten von weniger als 20° 
und mit einer Ausdehnung von mehr als 10 qm sind flächendeckend (100 %) mindestens ex-
tensiv dauerhaft zu begrünen und zu pflegen.  Die Begrünung ist mit einer Substratstärke von 
mindestens 10 cm (zzgl. Drainschicht) auszuführen. Die Funktion der Begrünung ist dauerhaft 
durch eine Vegetation von wenigstens Wildkräutern und Gräsern zu gewährleisten. 

Das Dachbegrünungssubstrat muss der „FLL-Richtlinie für die Planung, Bau und Instandhal-
tung von Dachbegrünungen (Ausgabe 2018 bzw. den entsprechenden Neuauflagen) entspre-
chen. 

Von der Dachbegrünung ausgenommen sind technische Aufbauten und Oberlichter. 

Nicht überbaute Tiefgaragenflächen sind mit einer Schichtdicke von mind. 0,80 m mit Erde zu 
überdecken sowie dauerhaft zu begrünen und zu pflegen. Außenwände (Fassaden) von Tief-
garagen, die über der Geländeoberfläche herausragen, sind mit Rank- und Kletterpflanzen zu 
begrünen (Fassadenbegrünung). 

 

15 Pflanzbindung für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB) 

15.1 Einzelpflanzbindung 

– Siehe Planeinschrieb –  

Die als Einzelpflanzbindung festgesetzten Bäume gemäß der Planzeichnung sind fachgerecht 
und dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. Schädigende Einwirkungen auf die Bäume sind zu 
unterlassen und ihre Lebensbedingungen so zu erhalten und zu fördern, dass ihre gesunde 
Entwicklung und ihr Fortbestand langfristig gesichert bleiben. 

Bei Bauarbeiten im Nahbereich von Baumbeständen sind zur Vermeidung von Beeinträchti-
gungen die Schutzregelungen der DIN 18920 (Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und 
Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen) zu berücksichtigen. Hierbei ist im Besonderen darauf 
zu achten, dass die Wurzelteller der Bäume nicht befahren und / oder als Lagerfläche ver-
wendet werden. Zum Schutz des Wurzelbereichs ist ein Zaun aufzustellen. Äste, welche in 
den Arbeitsbereich ragen, sind fachgerecht zurückzuschneiden. Um den Schutz und den Er-
halt der Bäume zu gewährleisten, ist bei Bauarbeiten im Nahbereich der Bäume die Beglei-
tung durch einen Baumsachverständigen erforderlich.  

Bei Abgang von Bäumen mit Einzelpflanzbindung ist an gleicher Stelle ein gleichartiger und 
gleichwertiger Ersatz zu pflanzen. Der Mindeststammumfang der Ersatzpflanzung beträgt 30-
35 cm, gemessen in 100 cm Höhe über dem Erdboden. 

Die Verpflichtung zur Ersatzpflanzung eines Baums gilt erst dann als erfüllt, wenn der Baum 
zu Beginn der Pflanzperiode nach Ablauf von 5 Jahren nach der Pflanzung angewachsen ist. 
Ist dies nicht der Fall, muss erneut eine Ersatzpflanzung getätigt werden. 

 

16 Erforderliche Flächen zur Herstellung des Straßenkörpers (§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB) 

Soweit der zeichnerische Teil keine weitergehenden Festsetzungen enthält, können die an die 
Verkehrsfläche angrenzenden Flurstücksteile bis zu einer horizontalen Entfernung von 2,0 m 
von der Straßenhinterkante und bis zu einem Höhenunterschied von 1,5 m zur Straßenhöhe 
für Aufschüttungen, Abgrabungen, Stützmauern in Anspruch genommen werden, wenn diese 
für die Herstellung des Straßenkörpers erforderlich werden. Diese Festsetzung schließt die 
Herstellung unterirdischer Stützbauwerke (horizontale Ausdehnung 0,30 m) für die Straße ein, 
sowie sie für die Straßenrandeinfassung notwendig sind. 
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HINWEISE 

I. Rodung von Gehölzen außerhalb der Vogelbrutzeit, Kontrolle vor Rodung  

Vor der notwendigen Rodung von Bäumen, sind diese von einem Fachmann auf Vögel bzw. Fle-
dermäuse (in Höhlen, Rindenspalten) im Rahmen einer artenschutzrechtlichen Relevanzprüfung 
zu untersuchen. Bei Betroffenheit sind entsprechende Maßnahmen zu ergreifen. Für die umzu-
setzende Maßnahme ist eine artenschutzrechtliche Entscheidung auf Grundlage des § 45 Abs. 7 
BNatSchG zwingend erforderlich. Die notwendige Rodung von Sträuchern und Bäumen ist au-
ßerhalb der Vogelbrutzeit, d.h. außerhalb des Zeitraums vom 01. März bis zum 30. September 
bzw. außerhalb der Aktivitätszeit von Fledermäusen, d.h. außerhalb des Zeitraums vom 1. März 
bis zum 30. Oktober, durchzuführen.  

 

II. Kontrolle von Gebäuden vor Abriss, Teilabriss, Umbau oder Sanierung 

Die Gebäude sind vor Abriss, Teilabriss, oder Umbau bzw. Sanierung (Betroffenheit der Fassade, 
des Daches) im Sommerhalbjahr vor der Baumaßnahme auf Fledermausquartiere oder Bruten 
von gebäudebrütenden Vogelarten durch einen Fachmann im Rahmen einer artenschutzrechtli-
chen Relevanzprüfung zu untersuchen. Wird eine Betroffenheit von Tieren durch den Fachgut-
achter festgestellt, sind Maßnahmen in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde beim 
Landratsamt Bodenseekreis zu benennen, um Verbotstatbestände auszuschließen. Für die um-
zusetzenden Maßnahmen ist eine artenschutzrechtliche Entscheidung auf Grundlage des § 45 
Abs. 7 BNatSchG umzusetzen. Der notwendige Abriss, Teilabriss, oder Umbau bzw. Sanierung 
von Gebäuden ist außerhalb der Vogelbrutzeit, d.h. außerhalb des Zeitraums vom 01. März bis 
zum 30. September bzw. außerhalb der Aktivitätszeit von Fledermäusen, d.h. außerhalb des Zeit-
raums vom 1. März bis zum 30. Oktober, durchzuführen. 

 

III. Reduktion von Lichtemissionen / Umweltschonende Beleuchtung 

Die Beleuchtung muss auf das für die Sicherheit absolut notwendige Mindestmaß reduziert wer-
den. Für die öffentliche und private Außenbeleuchtung sind umwelt- und insektenschonende, 
dimmbare Leuchtmittel (warm-weiße LED-Leuchten < 3000 Kelvin) in nach unten strahlenden 
Lampenträgern zu verwenden. Die Leuchtkörper sind vollständig eingekoffert, der Lichtpunkt be-
findet sich im Gehäuse. Die Beleuchtungsintensität ist zwischen 23.00 Uhr und 5.00 Uhr zu redu-
zieren. An beleuchteten Fensterfronten, die nachts Licht abstrahlen, sind Verblendungen / Ab-
schirmungen mit entsprechender automatisierter Regeltechnik zu installieren. Der Einsatz von 
dauerhaft leuchtenden Halogen-Fassadenstrahlern an Gebäuden und Bodenstrahlern an Wegen, 
ist unzulässig. 

 

IV. Minimierung von Vogelschlag an Glasfassaden / Glasflächen 

Bauliche Vermeidung von Transparenzsituation, bei denen Vögel durch eine oder mehrere Glas-
scheiben hindurch attraktive Ziele sehen können und beim Anflugversuch mit den Schreiben kol-
lidieren (z. B. gläserne Verbindungsgänge, „über-Eck“-Situation mit Durchsicht, Schallschutz-
wände, Glaspavillons). Bauliche Vermeidung von großflächig spiegelnden Glasscheiben, die 
durch Spiegelung der Umgebung den Vögeln attraktive Landeplätze präsentieren, bei deren An-
flug die Individuen mit der Scheiben kollidieren. Sofern solche Flächen bauliche nicht von vornhe-
rein vermieden werden können, sind diese sichtbar zu machen. Dies kann durch spiegelungsar-
me Scheiben, insbesondere aber eine geeignete Strukturierung der Scheiben zur Risikoreduzie-
rung herbeigeführt werden. Detaillierte Informationen hierzu sind der Informationsbroschüre der 
Schweizer Vogelwarte Sempach zu entnehmen (http://www.vogelglas.info), (Schweizer Vogel-
warte / SCHMID, H., DOPPLER, W., HEYNEN, D. & RÖSSLER, M. (2012): Vogelfreundliches 
Bauen mit Glas und Licht, 2. Überarbeitete Auflage, Sempbach). Dort sind u. a. folgende Punkte 
zur Minderung von Spiegelungs- und Transparenzsituationen genannt: 

• geripptes, geriffeltes, mattiertes, sandgestrahltes, geätztes, eingefärbtes, bedrucktes 
Glas (Punktraster, Bedeckung mind. 25 %) 

• möglichst reflexionsarmes Glas (Reflexionsgrad max. 15 %) 

• Milchglas, Kathedralglas, Glasbausteine, Stegplatten 
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• andere undurchsichtige Materialien 

• mit Sprossen unterteilte Fenster 

• Oberlichter statt seitliche Fenster 

• Glasflächen neigen statt im rechten Winkel anbringen 

 

V. Zauneidechse im Zusammenhang mit geplanten Eingriffen 

Im Rahmen von geplanten Eingriffen wird empfohlen die Zauneidechse in die spezielle arten-
schutzrechtliche Prüfung mit einzubeziehen. 

 

VI. Denkmalschutz  

Es wird auf Regelungen des § 20 DSchG hingewiesen: Sollten im Zuge von Erdbauarbeiten ar-
chäologische Fundstellen (z.B. Mauern, Gruben, Brandschichten) angeschnitten oder Funde ge-
macht werden (z. B. Scherben, Metallteile, Knochen), ist das Landesdenkmalamt Abt. Archäolo-
gische Denkmalpflege unverzüglich zu benachrichtigen. 

 

VII. Belange des Grundwasserschutzes 

Sollte im Zuge der Bauarbeiten Grundwasser aufgeschlossen werden, so ist dies nach § 43 Abs. 
6 WG unverzüglich bei der unteren Wasserbehörde anzuzeigen. Eine Wasserhaltung während 
der Bauzeit (Grundwasserabsenkung) bedarf einer wasserrechtlichen Erlaubnis durch die untere 
Wasserbehörde. Eine dauerhafte Grundwasserabsenkung ist unzulässig. 

Gegebenenfalls sind die aktuellen Vorschriften zur Nutzung von Erdwärme mit Erdwärmesonden 
zu beachten. 

 

VIII. Belange des Bodenschutzes 

Altablagerungen 

Innerhalb des Plangebietes liegen gemäß Altlastenkataster keine Altlasten oder altlastenverdäch-
tige Flächen vor. Sollten bei Baumaßnahmen organoleptische (geruchliche und visuelle) Auffäl-
ligkeiten festgestellt werden, sind die Arbeiten einzustellen und die weitere Vorgehensweise mit 
der unteren Bodenschutz- und Wasserbehörde abzustimmen.  

 
Bodenschutz 

Bei allen Bau- und Planungsmaßnahmen sind die Grundsätze des schonenden und sparsamen 
Umgangs mit Boden zu berücksichtigen (§ 84 BodSchG, §§ 1 u. 202 BauGB, §§ 1 und 2 
NatSchG). Bodenversiegelungen sind auf das unabdingbare Muss zu reduzieren. Anfallender 
Erdaushub ist der Wiederverwertung zuzuführen. Sollte eine Wiederverwertung nachweislich 
nicht möglich sein, kann auf einer zugelassenen Deponie des Landkreises entsorgt werden. 

Oberboden ist fachgerecht abzutragen und im Plangebiet bzw. in möglichst unmittelbarer Umge-
bung wiederzuverwerten (siehe § 12 BBodSchG). Bei Lagerung von Oberboden sind Mieten von 
höchstens zwei Meter Höhe zulässig. Bei Lagerung von länger als einem halben Jahr ist eine 
fachgerechte Zwischenbegrünung einzusäen. Die DIN 19731 ist anzuwenden. 

 

IX. Baugrund 

Ein Baugrundgutachten liegt nicht vor. Aufgrund der Hanglage und der geologischen Beschaffen-
heit des Untergrundes bestehen jedoch grundsätzliche Bedenken hinsichtlich der Bodenstatik. 
Für jedes Bauvorhaben wird zur Erfassung der besonderen Gründungserfordernisse und Hangsi-
cherung eine Einzelbewertung (statischer Gesamtnachweis) gefordert. 
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X. Freiflächengestaltung und –pflege 

Nach der Realisierung sind die Vegetationsflächen regelmäßig zu pflegen und ihr Bestand zu si-
chern. Abgängige Pflanzen sind entsprechend den Artenlisten (siehe Anhang C) zu ersetzen. 

 

XI. Anlagen für die öffentliche Versorgung 

Das Anbringen von Anlagen für die Straßenbeleuchtung ist gem. § 126 BauGB vom Eigentümer 
zu dulden. Entlang der öffentlichen Straßen und Wege sind auf den angrenzenden privaten 
Grundstücksflächen Niederspannungsanlagen für die Stromversorgung sowie Fernmeldeeinrich-
tungen (Strom- und Schaltkästen etc.) in einem Geländestreifen von 1,0 m zulässig. 

 

XII. Immissionen 

Das Plangebiet liegt innerhalb des Bauschutzbereiches für den Verkehrsflughafen Friedrichsha-
fen. 

Auf den vom Flughafen Friedrichshafen ausgehenden Fluglärm wird hingewiesen. 

 

XIII. Bauschutzbereich für den Verkehrsflughafen Friedrichshafen 

Das Plangebiet liegt im Bauschutzbereich für den Verkehrsflughafen Friedrichshafen. 

 

XIV. Klimageräte und Luftwärmepumpe 

Für diese Gerätschaften gelten die entsprechenden Abstände zur nächstgelegenen schutzbedürf-
tigen Wohnbebauung nach dem Leitfaden der Bund/-Länderarbeitsgemeinschaft für Immissions-
schutz „Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Anlagen“ für 
ein allgemeines Wohngebiet. Dabei ist nachfolgende Abstandstabelle (Tab. 1, S. 8) heranzuzie-
hen: 

 

 



Stadt Tettnang, Bebauungsplan „Meistersteig, 1. Änderung und Erweiterung“  

Textliche Festsetzungen ENTWURF  07.10.2020 

 

14 

XV. Geologische Untergrundverhältnisse 

Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden Geologischen Kar-
tenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der Homepage des LGRB 
(http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden. 

Des Weiteren wird auf das Geotop-Kataster, welches im Internet unter der Adresse http://lgrb-
bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver Geotop-Kataster) abgerufen werden 
kann, verwiesen. 
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B  Örtliche Bauvorschriften 
 

17 Äußere Gestalt der baulichen Anlagen (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

17.1 Gestaltung der baulichen Anlagen 

17.1.1 Gesamtgestaltung 

Gebäudeeinheiten (Doppelhaushälften) die zu einem zusammenhängenden Doppelhaus zu-
sammengeschlossen sind, müssen die gleiche Wand- und Firsthöhe aufweisen. Die Dachnei-
gung, Dachdeckungen sowie eventuelle Dachaufbauten/-einschnitte sind ebenfalls einheitlich 
auszubilden. Die Gebäudeeinheiten sind hinsichtlich der Fassadengliederung- und materialität 
einheitlich zu gestalten. Untergeordnete Bauteile können unterschiedlichen Gestaltungsgrund-
sätzen folgen. 

17.1.2 Außenwände / Wandoberflächen / Fassadengestaltung  

Grelle und fluoreszierende Materialien und Farbtöne sind nicht zulässig. Holzblockhäuser sind 
unzulässig. Ausnahmsweise können untergeordnete Bauteile in blendfreiem Metall oder Glas 
ausgeführt werden. Glänzende und reflektierende Materialien sind nur zulässig, wenn sie der 
Nutzung von Sonnenenergie dienen. Fassadenbegrünung ist allgemein zulässig. 

17.2 Dachgestaltung 

17.2.1 Dachform und Dachneigung der Hauptgebäude 

Die Dächer der Gebäude sind gemäß Planeintrag als Satteldächer auszubilden. 

Bei Satteldächern ist eine Dachneigung von 30° bis 50° festgesetzt. 

Die Dächer von Dachaufbauten sind als geneigte Dächer größer 10 ° auszuführen. 

17.2.2 Dachvorsprünge an Hauptgebäuden 

An Hauptgebäuden ist sowohl an der Traufe, als auch am Ortgang ein mind. 20 cm großer 
Dachvorsprung auszuführen.  

17.2.3 Dachform und Dachneigung der Garagen / Carports 

Für Garagen / Carports sind Satteldächer ab 15° - 50° sowie flach geneigte Dächer < 15° zu-
lässig. Werden mehrere Garagen bzw. Carports zusammen gebaut, sind diese mit einheitli-
cher Dachneigung, Dachdeckung und Fassadengestaltung auszubilden. Stellplatzanlagen 
sind in ihren Oberflächenmaterial einheitlich zu gestalten. Werden die Dächer der Garagen 
und Carports als Flachdach ausgebildet, sind diese ab 10 m2 mindestens extensiv zu begrü-
nen. Satteldächer und Pultdächer sind wie die Dächer der Gebäude zu decken. Sie dürfen ex-
tensiv begrünt werden. 

17.2.4 Dachaufbauten, Wiederkehre und Dacheinschnitte bei Hauptgebäuden 

Dachgauben und –einschnitte müssen als untergeordnete Bauteile des Gesamtdaches er-
scheinen.  
 
Dachaufbauten  
Die Gauben eines Daches müssen einem einheitlichen Größenmaß folgen. Die Dachgauben 
eines Daches sind in der gleichen Höhenlage auszubilden. 
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Pro Dachseite sind maximal zwei Dachgauben zulässig. Die einzelne Dachgaube ist bis zu ei-
ner Breite von max. 2,5 m begrenzt. Die Gesamtbreite aller Gauben darf in ihrer Summe 
höchstens 1/2 der zugehörigen Trauflänge der Dachfläche betragen. Die Dachlänge wird auf 
Brüstungshöhe der Gaube gemessen. Zu Erschließungszwecken darf 1 Gaube auf 1 Dachflä-
che je Gebäude 4,0 m lang sein. 
 
Gauben müssen mind. 1,0 m vom First und mind. 2,0 m vom Giebel Abstand halten, jeweils 
gemessen in der Dachfläche. Die stehende Höhe von Dachgauben (d. h. die senkrechte Vor-
derkante, gemessen ab Austritt aus der Ebene der Dachhaut bis Oberkante Dachgaube) darf 
max. 1,80 m betragen. 
 
Wiederkehre (Querhäuser) und Zwerchgiebel 
Wiederkehre (Querhäuser) und Zwerchgiebel im Zusammenhang mit Hauptdächern sind aus-
schließlich bei einer Dachneigung größer 30° zulässig und dürfen 40 % der jeweiligen Gebäu-
delänge bzw. –breite nicht überschreiten.  
Die Firsthöhe oder die Oberkante von Wiederkehren (Querhäusern) und Zwerchgiebeln muss 
den First des Hauptdaches um mindestens 1,0 m unterschreiten. 
Die Wandhöhe von Wiederkehren (Querhäusern) und Zwerchgiebeln darf die Wandhöhe des 
Hauptdaches um maximal 1,0 m überschreiten. 
 
Dacheinschnitte 
Dacheinschnitte sind abgewandt vom öffentlichen Straßenraum zulässig, solange sie vom öf-
fentlichen Straßenraum aus nicht sichtbar sind. Die Breite eines Dacheinschnitts darf maximal 
4,0 m betragen. Je Dachseite ist nur ein Einschnitt zulässig. 
 

 
Abb. Einzuhaltende Mindest- und Maximalabstände bei Zwerchgiebeln und Wiederkehren 

17.2.5 Dachdeckung und Dachfarbe 

Zur Dachdeckung sind Ziegel in klassischem Rot, Erdfarben oder Grautönen zu verwenden. 
Glänzende, engobierte oder glasierte Ziegel sind nicht zulässig. Ausnahmen von den vorge-
nannten Vorschriften können für die Nutzung regenerativer Energien zugelassen werden. 
Dachbegrünung ist allgemein zulässig. 
 
Unbeschichtete Metallabdeckungen aus Blei, Kupfer und Zink sind als Dacheindeckung unzu-
lässig. 

17.2.6 Anlagen zur solaren Strom- und Wärmegewinnung 

Solaranlagen müssen die gleiche Neigung wie die Dachfläche aufweisen. Sie müssen in der 
Ebene der Dachfläche liegen und die Dachabdichtung ersetzten / übernehmen oder dürfen in 
gleicher Neigung wie die Dachfläche maximal 0,30 m (parallel von der Dachabdichtung ge-
messen) über der Dachfläche angeordnet werden. 
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17.3 Gestaltung von Nebenanlagen 

Bewegliche private Abfallbehälter sind jeweils auf dem Grundstück unterzubringen und in die 
Gebäude, in Stellplatz- und Garagenbauten, Müllbehälterhäuschen, oder in Grundstücksein-
friedungen zu integrieren. Sie sind gemäß den gestalterischen Vorgaben unter Ziffer 18.1 
auch innerhalb der „Vorgartenzone“ zulässig. 

17.4 Werbeanlagen (§ 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO) 

• Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung und nur in der Erdgeschosszone zuläs-
sig. 

• Die maximale Größe der Werbeanlagen beträgt im WA 0,5 qm je Gebäude. 

• Für Werbeanlagen an Gebäuden, welche durch mehrere Firmen / Werbende genutzt wer-
den, ist ein einheitliches gestalterisches Werbekonzept zu erstellen, hierbei ist die Größe 
der Werbeanlage insgesamt auf 0,5 qm begrenzt. 

• Dynamische Werbeanlagen in Form von Lauf-, Wechsel- oder Blinklicht sind unzulässig. 
Leuchtende Werbeanlagen sind ebenfalls unzulässig. 

 

18 Gestaltung und Nutzung unbebauter Flächen bebauter Grundstücke  
                                                                                                            (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

18.1 Vorgartenzone 

Im Einzelnen gilt: 

• Mindestens 60 % der Fläche auf dem eigenen Grundstück sind dauerhaft gärtnerisch zu 
begrünen und durch Pflegemaßnahmen zu unterhalten. 

• Maximal 40 % der Fläche auf dem eigenen Grundstück dürfen versiegelt werden. 

• Es dürfen maximal zwei offene Stellplätze pro Gebäudeeinheit gemäß den Vorgaben unter 
Ziffer 7.3 errichtet werden. Dabei darf der Grad der Versiegelung (40 %) nicht überschritten 
werden. Anderenfalls ist die Stellplatzanzahl entsprechend anzupassen. 

• Die privaten Grundstücke sind zum öffentlichen Straßenraum entsprechend Ziffer 19.1 und 
dauerhaft zu erhalten. 

• Die (kombinierte) Laubhecke muss auf mindestens 60 % der Länge des Grundstücks ge-
pflanzt werden. 

• Innerhalb der privaten Flächen sind die höhen- und flächenbegrenzten Nebenanlagen ge-
mäß Ziffer 7.1 zulässig, wenn sie vor Einsicht aus dem öffentlichen Raum abgeschirmt und 
eingegrünt sind. 

• Vorgärten dürfen nicht als Arbeits- und Lagerfläche genutzt werden. 

• Das Anlegen von Schottergärten oder Steinöden (großflächig mit Steinen, also mit losen, 
flächenhaften Stein-/ Kies-/ Split- und Schottergärten oder –schüttungen bedeckte Flächen 
deren Wasserdurchlässigkeit und Bodenfunktion durch Verwendung von Vlies oder Folie 
stark eingeschränkt ist und auf denen hauptsächlich Steine zur Gestaltung verwendet wer-
den und Pflanzen nicht, oder nur in geringer Zahl vorkommen - dies ist regelmäßig der Fall, 
wenn mit der Bepflanzung ein Deckungsgrad von weniger als 70 % erreicht wird) ist nicht 
zulässig.  

• Klassische Steingärten, die einen Deckungsgrad der Bepflanzung mit Steingartenpflanzen 
über 70 % aufweisen und wasserdurchlässig sind, sind zulässig. 
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18.2 Unbebaute Grundstücksflächen außerhalb der Vorgartenzone 

Die, neben der Vorgartenzone, unbebauten Grundstücksflächen sind gärtnerisch anzulegen, 
dauerhaft zu begrünen und zu pflegen sowie vor Versiegelung freizuhalten.  

Das Anlegen von Schottergärten oder Steinöden (großflächig mit Steinen, also mit losen, flä-
chenhaften Stein-/ Kies-/ Split- und Schottergärten oder –schüttungen bedeckte Flächen de-
ren Wasserdurchlässigkeit und Bodenfunktion durch Verwendung von Vlies oder Folie stark 
eingeschränkt ist und auf denen hauptsächlich Steine zur Gestaltung verwendet werden und 
Pflanzen nicht, oder nur in geringer Zahl vorkommen - dies ist regelmäßig der Fall, wenn mit 
der Bepflanzung ein Deckungsgrad von weniger als 70 % erreicht wird) ist nicht zulässig.  

Klassische Steingärten, die einen Deckungsgrad der Bepflanzung mit Steingartenpflanzen 
über 70 % aufweisen und wasserdurchlässig sind, sind zulässig. 

18.3 Gestaltung der befestigten Flächen mit offenporigen Belägen 

Die Flächen für Plätze, Stellplätze, Zufahrten, Hofflächen und Wege sind, wenn funktionale 
Aspekte nicht dagegensprechen mit wasserdurchlässigen Oberflächenbefestigungen (z. B. si-
ckerfähiges Pflaster, Schotterrasen, Belag mit Rasenfugen, Pflaster bzw. Platten mit Fugenan-
teil von mind. 15 %) herzustellen. 

18.4 Stellplätze, Garagen und Carports 

18.4.1 Stellplätze 

Offene Stellplätze sind mit wasserdurchlässigen Belägen und Materialien (z. B. wassergebun-
dene Wegedecke, Rasenpflaster, Schotterrasen, Pflaster- und Plattenbeläge aus flüssigkeits-
undurchlässigen Materialien mit mind. 2 cm breiten Rasenfugen usw.) inklusive wasserdurch-
lässigem Unterbau herzustellen. 

18.4.2 Garagen und Carports 

Garagen und Carports müssen einen Abstand von 5,5 m von der Gehweghinterkante bzw. der 
Straßenhinterkante aufweisen. Mehrere hintereinanderliegende Stellplätze (Längsparker) 
müssen eine Mindestaufstellfläche von 6,5 m aufweisen. 

 

19 Einfriedungen § 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO 
Es wird auf die Pflanzenverwendungsliste für Schnitthecken zur Grundstückseinfriedung unter 
Anhang C verwiesen. Beim Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern sind mindestens 80 % 
der Pflanzen (gemessen an der Stückzahl) aus der Artenverwendungsliste zu verwenden.  

19.1 Als Grundstückseinfriedungen gegenüber öffentlichen Verkehrsflächen sind innerhalb 
der Vorgartenzone ausschließlich zulässig: 

• Hecken bis maximal 1,80 m Höhe, 

• Holz-, Metallzäune und Steinpalisaden in transparenter Bauweise bis maximal 1,20 m 
Höhe(max. Schließungsgrad 50 %), wenn diese mit einer Hecke kombiniert werden. 
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19.2 Als Grundstückseinfriedungen zwischen privaten Nachbargrundstücken und zu 
öffentlichen Erschließungsflächen, die nicht innerhalb der Vorgartenzone liegen, gelten 
nachfolgende Festsetzungen:  

• freiwachsende Hecken bis maximal 1,80 m Höhe, 

• Holz-, Metallzäune und Steinpalisaden in transparenter Bauweise bis maximal 1,20 m 
Höhe (maximaler Schließungsgrad 50 %), wenn diese mit einer Hecke kombiniert wer-
den, 

• Sichtschutzwände im Terrassenbereich sind zwischen Gebäudeeinheiten (Doppelhaus-
hälften) mit maximal 2,0 m Höhe und 3,0 m Länge zulässig. 

 

20 Außenantennen (§ 74 Abs. 1 Nr. 4 LBO) 

Je Gebäude ist nur eine Außenantenne bzw. Parabolantenne zulässig. Ausnahmen können 
zur Sicherung der Informationsfreiheit zugelassen werden. Diese ist abgewandt vom öffentli-
chen Straßenraum anzubringen. Funkantennen sind unzulässig. Parabolantennen sind farb-
lich dem Hintergrundmaterial anzupassen.  

 

21 Freileitungen (§ 74 Abs. 1 Nr. 5 LBO) 

Niederspannungsfreileitungen sind unzulässig.  

 

22 Zahl der Kenntnisgabepflicht für Vorhaben, die nach § 50 verfahrensfrei sind (§ 74 Abs. 1 
Nr. 6 LBO, § 50, § 51 LBO) 

Außerhalb der überbaubaren Flächen ist die Errichtung ebenso wie deren Nutzungsänderung 
und der Abbruch sowie Instandhaltungsarbeiten an den Anlagen und Einrichtungen, die im 
Anhang (LBO „Anhang zu § 50) aufgeführt sind, mit Rechtswirksamkeit dieser Vorschrift 
Kenntnisgabe pflichtig. 

 

23 notwendigen Stellplätze (§ 74 Abs. 2 Nr. 2 LBO) 

Es wird entsprechend § 74 Abs. 2 Nr. 2 LBO i.V. m. der Stellplatzsatzung Tettnangs vom 
05.03.1997, die Stellplatzverpflichtung für Wohnungen  

• mit mehr als 40 m2 bis 65 m2 Wohnfläche auf 1,5 Stellplätze, 

• mit mehr als 65 m2 Wohnfläche auf 2 Stellplätze erhöht. 

 

24 Dezentrale Rückhaltung von unbelasteten Niederschlagswässern (§ 74 Abs. 3 Satz 2 LBO) 

Je Gebäude ist eine Retentionszisterne mit einem zwangsentleerendem spezifischen Volu-
men von mindestens 2,0 m3 /100,0 m2 Dachfläche und einem Drosselabfluss von 0,2 l/s anzu-
legen. Dieser Drosselabfluss sowie das überschüssige Regenwasser ist dem öffentlichen Re-
genwasserkanal zuzuführen. Eine Entwässerung auf die öffentlichen Straßenflächen ist nicht 
zulässig. 
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C Anhang 
 

Artenverwendungsliste  
 
Gebietsheimische Gehölze für das Stadtgebiet Tettnang 

Bei Anpflanzungen im Plangebiet sind 80 % der gebietsheimischen Gehölze für das Stadtgebiet 
Tettnang aus der folgenden Liste auszuwählen. Die Pflanzen stammen aus dem Herkunftsge-
biet Nr. 7 (Süddeutsches Hügel- und Bergland). Die fettgedruckten Arten sind bevorzugt zu 
verwenden.1 Obstgehölze sind zulässig. Thuja-Hecken sowie Nadelgehölze sind unzulässig. 
Das Pflanzen von Eiben hingegen ist zulässig. 

Auf Stellplatzanlagen und an Verkehrsflächen sind bevorzugt die empfohlenen Arten der 
GALK-Liste (deutsche Gartenamtsleiterkonferenz-Liste) zu verwenden. 

Auf eventuelle Konflikte zwischen früchtetragenden Gehölzen und dem ruhenden Verkehr 
wird hingewiesen. 

 
Deutscher Name Botanischer Name Wuchsklasse* 

Spitz-Ahorn Acer platanoides I. Ordnung 

Berg-Ahorn Acer pseudoplatanus I. Ordnung 

Schwarz-Erle Alnus glutinosa I. Ordnung 

Hänge-Birke Betula pendula I. Ordnung 

Rotbuche Fagus sylvatica I. Ordnung 

Stiel-Eiche Quercus robur I. Ordnung 

Silber-Weide Salix alba I. Ordnung 

Sommer-Linde Tilia platyphyllos I. Ordnung 

   

Feldahorn Acer campestre II. Ordnung 

Grau Erle Alnus incan II. Ordnung 

Hainbuche Carpinus betulus II. Ordnung 

Zitterpappel Populus tremula II. Ordnung 

Vogel-Kirsche Prunus avium II. Ordnung 

Gewöhnliche Traubenkirsche Prunus padus II. Ordnung 

Sal-Weide Salix caprea II. Ordnung 

Vogelbeere Sorbus aucuparia II. Ordnung 

* Bäume I. Ordnung: Großbäume 20 bis 30 m 

 Bäume II. Ordnung: Kleinbäume bis mittelhohe Bäume 7 bis 20 m 
  

                                                
1  Landesanstalt für Umweltschutz Baden-Württemberg: Naturschutz-Praxis, Landschaftspflege 1: Gebietsheimische Gehölze  

in Baden-Württemberg. Das richtige Grün am richtigen Ort. – 1. Auflage 2002 
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Deutscher Name Botanischer Name Wuchsklasse 

Roter Hartriegel Cornus sanguinea Strauch 

Gewöhnliche Hasel Corylus avellana Strauch 

Gewöhnl. Pfaffenhütchen Euonymus europaeus Strauch 

Faulbaum Frangula alnus Strauch 

Gewöhnlicher Liguster Ligustrum vulgare Strauch 

Rote Heckenkirsche Lonicera xylosteum Strauch 

Schlehe Prunus spinosa Strauch 

Kreuzdorn Rhammus cathartica Strauch 

Grau-Weide Salix cinera Strauch 

Purpur-Weide Salix purpurea Strauch 

Fahl-Weide Salix rubens Strauch 

Mandel-Weide Salix triandra Strauch 

Korb-Weide Salix viminalis Strauch 

Schwarzer Holunder  Sambucus nigra Strauch 

Trauben-Holunder  Sambucus racemosa Strauch 

Wolliger Schneeball Viburnum lantana Strauch 

Gewöhnlicher Schneeball  Viburnum opulus Strauch 

 

Pflanzenverwendung für Schnitthecken zur Grundstückseinfriedung 

Für Schnitthecken zur Grundstückseinfriedung sind die nachfolgend fettgedruckten Arten be-
vorzugt zu pflanzen. Beim Anpflanzen sind jedoch mindestens 80 % der Pflanzen (gemessen 
an der Stückzahl) aus nachfolgenden Arten zu wählen: 

 
Deutscher Name Botanischer Name 
Rotbuche Fagus sylvatica 

Hainbuche Carpinus betulus 

Gewöhnlicher Liguster Ligustrum vulgare 
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Verfahrensvermerke 
 

1. Aufstellungsbeschluss  a)  Die Aufstellung des Bebauungsplans wurde gemäß 

 § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) vom Technischen Ausschuss  

  der Stadt Tettnang beschlossen  am 07.10.2020 

 

 b) Ortsübliche Bekanntmachung  am 14.10.2020 

 c) Berichtigung -  

 

2. Bürgerbeteiligung a) Öffentlichkeitsveranstaltung  am 11.11.2019 

 b) Ortsübliche Bekanntmachung    - 

 c) Die Bürgerbeteiligung gem. § 3 (1) BauGB wurde  

  vom Technischen Ausschuss der Stadt Tettnang beschlossen  - 

 d) Ortsübliche Bekanntmachung - 

 e) Die Bürgerbeteiligung gem. § 3 (1) BauGB erfolgte                   - 

 

3. Behördenbeteiligung  a) Die Beteiligung gem. § 4 (1) BauGB wurde  

  vom Technischen Ausschuss der Stadt Tettnang beschlossen  - 

 b) Bekanntmachung mit Schreiben  - 

 c) Die Beteiligung gem. § 4 (1) BauGB erfolgte - 

 

4. Auslegungsbeschluss Der Technischen Ausschuss der Stadt Tettnang hat den 

     Bebauungsplan als Entwurf gebilligt und dessen öffent- 

    liche Auslegung beschlossen    am 07.10.2020 

 

5. Öffentliche Auslegung  Der Bebauungsplanentwurf hat mit Begründung 

    gem. § 3 (2) BauGB nach vorheriger ortsüblicher 

    Bekanntmachung      am 14.10.2020 
    öffentlich ausgelegen in der Zeit                  

 

6. Behördenbeteiligung  Die Beteiligung gem. § 4 (2) BauGB wurde vom  

    Technischen Ausschuss der Stadt Tettnang beschlossen  am 07.10.2020 

    Bekanntmachung  mit Schreiben      am 15.10.2020 
    Die Beteiligung gem. § 4 (2) BauGB erfolgte  

 

 

7. Satzungsbeschluss Der Bebauungsplan wurde gem. § 10 (1) BauGB i. Verb. 

    mit § 4 Gemeindeordnung vom Gemeinderat der 

    Stadt Tettnang in öffentlicher Sitzung als Satzung 

    beschlossen      am 

 

8. Ausfertigung  Es wird bestätigt, dass das Verfahren ordnungsgemäß  

nach den §§ 1 – 10 BauGB durchgeführt wurde. 
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Der Inhalt dieses Planes sowie die textlichen Fest- 

setzungen  stimmen mit den hierzu ergangenen 

    Beschlüssen des Gemeinderats überein. 

 

Ausgefertigt:     

 

Tettnang, den .......................................... 

 

 

Bruno Walter 

 Bürgermeister 

 

 

9. Inkrafttreten Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan wurde  

gem. § 10 (3) BauGB ortsüblich bekannt gemacht  

am...................... 

    

Mit dieser Bekanntmachung wurde der Bebauungsplan rechtsverbindlich. 

 

Tettnang, den ........................................  

 

 

 

 Bruno Walter 

Bürgermeister 

 

 


